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Ein GAU ist ein beherrschba-
rer Unfall – größter anzuneh-
mender Unfall. Früher wurde 
von der Atomlobby behauptet, 
ein unbeherrschbarer Unfall 
könne nicht auftreten, und der 
Reaktortyp von Tschernobyl 
wurde in der westlichen Fach-
presse als besonders robust 
gelobt.

Der Super-GAU von 
Three Mile Island
1979 ereignete sich ein Super-
GAU, nämlich eine Kern-
schmelze, im Atomkraftwerk 
Three Mile Island bei Harris-
burg in Pennsylvania/USA. 
Offiziell heißt es, es sei quasi 
nichts an Radioaktivität her-
ausgekommen und es gäbe 
auch keine Gesundheitsschä-
den in der Bevölkerung. Die 
Dosis bei Anwohnern habe 
bei maximal 1 Millisievert 
(mSv) gelegen, das entspricht 
nicht viel mehr als einer 
Röntgenaufnahme. Ich habe 
einige Zeit später auf einem 
Kongreß in einer Sitzung, die 
nicht für meine Ohren be-
stimmt war, gehört, daß der 
Reaktorkern inspiziert worden 
war, wobei sich herausstellte, 
daß praktisch das ganze In-
ventar, tonnenweise Uran und 
Plutonium, verschwunden war 
– ähnlich wie in Tschernobyl. 
Im Unterschied zu Tscherno-
byl hatte der Reaktor einen 
Sicherheitsbehälter. Einige 
Ältere unter Ihnen werden 
sich vielleicht erinnern, daß 
man damals zitterte, ob der 
Sicherheitsbehälter dem 
Druck standhält, weil sich im 
Innern eine Wasserstoffblase 
gebildet hatte. Tatsächlich 
konnte ein Bersten verhindert 
werden.

Aus der Bevölkerung wurden

akute Strahleneffekte berich-
tet, Haarausfall usw., von den 
Bauern Fälle von Mißbildun-
gen bei neugeborenen Käl-
bern. Der damalige Gesund-
heitsminister von Pennsylva-
nia, Universitätsprofessor 
Gordon K. MacLeod, regi-
strierte einen drastischen An-
stieg von Schilddrüsenunter-
funktion bei Neugeborenen 
und eine Verdopplung der 
Säuglingssterblichkeit im 
Umkreis von 10 Meilen (1). 
Damit war MacLeod die läng-
ste Zeit Minister gewesen.

In den folgenden Jahren 
kämpften Bürger um die An-
erkennung der Strahlenschä-
den und es kam zu verschie-
denen Klagen gegen die 
Betreiber. Dieses trieb zu juri-
stischen Blüten, wie einem 
Erlaß, die Bürger könnten als 
Sachbeistand nur solche Wis-
senschaftler anmelden, die 
sich im Einklang mit herr-
schenden Meinungen in der 
Wissenschaft befänden. Die-
ser Erlaß bestand einige Jahre. 
Er erinnert uns an die gleiche 
Argumentation von Richtern 
in Deutschland und an Angrif-
fe aus deutschen Standesorga-
nisationen auf unsere Arbeiten 
zu Leukämiehäufungen bei 
deutschen Nuklearanlagen, so 
als ob wissenschaftliche 
Wahrheiten sich durch Mehr-
heitsbeschluß festlegen lassen.

Schließlich erreichten es die 
Bürger bei Three Mile Island, 
daß ein staatlicher Fonds aus-
geschüttet wurde zur Nach-
untersuchung der Effekte. 
Wing und Mitarbeiter stellten 
signifikante Erhöhungen von 
Leukämie und einschlägigen 
Krebserkrankungen im 10 
Meilen-Umkreis der Anlage 

fest (2). Noch 15 Jahre nach 
dem Unfall konnte durch den 
russischen Genetiker Sev-
chenko und seine Arbeits-
gruppe anhand von Chromo-
somenaberrationen im Blut 
von Probanden (Biologische 
Dosimetrie) festgestellt wer-
den, daß die Dosis in der Ab-
luftrichtung etwa 1 Sievert 
(Sv) betragen hatte, das ent-
spricht dem Tausendfachen 
der offiziellen Angabe und ei-
ner tausendfachen Über-
schreitung des Dosisgrenz-
werts für die Bevölkerung. 
Diese Ergebnisse sind in der 
ordentlichen wissenschaftli-
chen Fachliteratur publiziert, 
sie finden dennoch keinerlei 
Erwähnung, geschweige denn 
Berücksichtigung bei den 
normbildenden Gremien. Die 
Vereinten Nationen zum Bei-
spiel geben regelmäßig einen 
Report über Strahlenfolgen 
heraus, den sie von einem Ex-
pertenkomitee zusammen-
stellen lassen. 1988 haben sie 
zur Beurteilung des Three 
Mile Island-Unfalls das mit 
den 1 mSv berichtet (3), und 
seitdem verweisen sie einfach 
nur darauf beziehungsweise 
erwähnen den Unfall gar nicht 
mehr.

Ein Unfall an der Elbe
Ich selbst habe mich seit den 
80er Jahren mit meiner dama-
ligen Arbeitsgruppe an der 
Universität Bremen mit eini-
gen strahlenbedingten Leukä-
miehäufungen bei Kindern in 
Deutschland beschäftigt. In 
der Stadt Geesthacht an der 
Elbe befinden sich 2 kern-
technische Anlagen, das 
Kernkraftwerk Krümmel und 
eine ehemalige Kernfor-
schungsanlage GKSS, beide 
nur 1½ Kilometer (km) aus-
einander. In der Samtgemein-
de Elbmarsch am südlichen 
Elbufer direkt gegenüber den 
Anlagen, wo statistisch nur 
alle 17 Jahre ein Fall von 
kindlicher Leukämie zu er-
warten war, traten um 1990 
plötzlich fünf Fälle auf. Ge-
meldet wurde dies durch einen 
einheimischen Arzt. Nachdem 
das Phänomen durch das Auf-
sehen in den Medien nicht 

mehr zu ignorieren war, er-
klärte der damalige Umwelt-
minister – und heute hochde-
korierte Umweltschützer –
Töpfer, es handele sich wahr-
scheinlich um eine Virusin-
fektion. Dies hätten ihm seine 
Experten aus der Strahlen-
schutzkommission gesagt. 
Mitglieder der Strahlen-
schutzkommission erklärten, 
ein Zusammenhang mit Ra-
dioaktivität sei auszuschlie-
ßen, da die Abgaben der Kern-
reaktoren bekannt seien, und 
es sei unwissenschaftlich, 
überhaupt diesbezügliche Re-
cherchen anstellen zu wollen. 
In den folgenden Jahren traten 
weitere Leukämiefälle bei 
Kindern auf und bis heute ist 
die Häufigkeit im 5 km-Um-
kreis der Anlagen etwa 3-fach 
erhöht.
Da die Nuklearanlagen auf der 
schleswig-holsteinischen Elb-
seite liegen, stehen sie unter 
der Aufsicht dieses Bundes-
landes. Die GKSS (Gesell-
schaft für Kernenergiever-
wertung in Schiffbau und 
Schiffahrt) wurde 1956 als 
Kernforschungsanlage ge-
gründet und hat zwei For-
schungsreaktoren betrieben. In 
den frühen Jahren hat sie das 
erste und einzige atomgetrie-
bene Frachtschiff der BRD, 
die „Otto Hahn“ entwickelt 
und später wieder abgebaut. 
Darüber hinaus hat sie zahl-
reiche nukleare Forschungs-
projekte experimenteller Art 
bearbeitet oder sich daran be-
teiligt. Das Kernkraftwerk 
Krümmel ging 1984 ans Netz. 
Wegen der zeitlichen Nähe 
zum Anstieg der Leukämie-
fälle hatten wir das Kraftwerk 
zuerst in Verdacht.
Nach dem Tschernobylunfall 
waren für eine Weile in 
Deutschland erstmals atom-
kritische Wissenschaftler in 
SPD-geführten Bundesländern 
hoffähig geworden. Der 
schleswig-holsteinische Ener-
gieminister Janssen und Chef 
der Atomaufsicht, ein über-
zeugter Atomkraftgegner, 
wollte die Leukämieursachen 
ohne Vorbehalte aufklären. 
Deshalb wurde 1992 eine 
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Leukämiekommission einge-
setzt, die mehrheitlich aus op-
positionellen Strahlenfor-
schern und Mitgliedern der in-
zwischen gegründeten „Bür-
gerinitiative gegen Leukämie 
in der Elbmarsch“ bestand.

Durch diese Konstellation 
konnten in einem 12-jährigen 
zähen Kampf immer weitere 
Beweise für die radioaktive 
Verseuchung der Elbmarsch 
gesammelt werden. Vor einem 
Jahr hat die Mehrheit der 
Kommission einen Abschluß-
bericht vorgelegt, in dem sie 
eine Reihe von Indizien auf-
führt, aus denen hervorgeht, 
daß die Leukämien durch Ra-
dioaktivität aus einem Unfall 
bei der GKSS verursacht wur-
den (4). Hingegen behaupten 
die zuständigen Ministerien in 
Schleswig-Holstein und auch 
in Niedersachsen, daß sich 
„keinerlei Hinweis“ auf einen 
Einfluß der Nuklearanlagen 
auf das Leukämiegeschehen 
ergeben habe, so wie sie es 
immer behauptet haben. Und 
da auch keine anderen Verur-
sacher gefunden wurden trotz 
intensiven Suchens, ist die of-
fizielle Position jetzt, daß es 
sich wohl um einen Zufall 
handeln müsse.

Diese Position steht in grotes-
kem Widerspruch zu den Er-
gebnissen, die von Mitglie-
dern der Kommission und 
durch ihre Veranlassung erar-
beitet wurden. Die Arbeitsbe-
dingungen waren allerdings 
von Anfang an in typischer 
Weise so angelegt, daß nur 
entlastende Untersuchungen 
anerkannt wurden. De facto 
nahm die Aufsichtsbehörde –
also genau diejenige Behörde, 
die die Anlagen genehmigt
und beaufsichtigt hatte, und 
im Falle radioaktiver Verursa-
chung versagt hat – die Unter-
suchung und die Begutach-
tung in die Hand. Mit der Be-
gründung, daß diese Beamten 
ja genau die Experten sind, die 
über die notwendigen Unter-
lagen verfügen und den Sach-
verhalt beurteilen können, sa-
hen sich die Aufklärer dem 
Bock als Gärtner gegenüber-
gestellt.

Nachdem Minister Janssen in-
folge von Auswirkungen der 
Barschel-Affäre seinen Posten 
verloren hatte, gab es auch 
kein politisches Interesse an 
einer Aufklärung mehr. Es 
kam zu einem Schulterschluß 
zwischen Betreibern, Auf-
sichtsbehörde und den weite-
ren Kommissionsmitgliedern, 
die aus Gründen der „Ausge-
wogenheit“ bestellt worden 
waren. Bundesumweltministe-
rium und Bundesamt für 
Strahlenschutz gaben Schüt-
zenhilfe und Energiekonzerne 
und Kerntechnikfirmen sowie 
Organisationen der soge-
nannten Fachwelt entfesselten 
ein langanhaltendes publizisti-
sches Trommelfeuer gegen die 
Aufklärerfraktion.
1997 wurde zum Beispiel an-
läßlich eines internationalen 
Hämatologenkongresses in 
Hamburg ein Workshop über 
ionisierende Strahlen und 
Leukämie veranstaltet. Dort 
trug eine Reihe von Rednern 
vor, daß ein Zusammenhang 
zwischen Umweltkontamina-
tionen und Leukämie nicht 
bestehen könne. Thema war 
auch das Elbmarschproblem. 
Referenten aus den einge-
setzten Leukämiekommissio-
nen – auch in Niedersachsen 
existierte eine solche –, die 
sich sehr intensiv damit be-
schäftigt hatten, waren nicht 
geladen und wurden auch 
nicht zugelassen. Wir stellten 
dann fest, daß der Workshop 
von den Hamburgischen 
Elektrizitätswerken (HEW), 
den Betreibern des AKW, fi-
nanziell unterstützt wurde. 
Das ist auch für Mediziner-
kongresse, die sich ver-
gleichsweise vielfältiger 
Sponsoren erfreuen, sehr un-
gewöhnlich, hat aber die aka-
demischen Veranstalter offen-
sichtlich nicht gestört.
Die Aufsichtsbehörde konnte 
sich erlauben, den absurdesten 
Blödsinn aufzutischen, um 
uns zu widerlegen. Wir hatten 
ziemlich früh herausgefunden, 
daß am 12. September 1986 
eine radioaktive Wolke auf 
dem Gelände des Kernkraft-
werks aufgetreten war. Be-

merkt wurde am frühen Mor-
gen des Tages ein Radioakti-
vitätsanstieg im Kernkraft-
werk. Da keine Ursache dafür 
innerhalb des Werkes gefun-
den wurde, schloß man auf 
eine Außenkontamination und 
stellte daraufhin draußen et-
was fest. Die Aufsichtsbehör-
de behauptet, an dem Tag 
wäre es aufgrund der ruhigen 
Wetterlage zu einem Aufstaut 
von natürlichem Radon ge-
kommen. Radon ist ein radio-
aktives Gas, das als Folgepro-
dukt von Uran im Boden aus-
tritt. Dieses Radon sei von der 
Lüftungsanlage des Kern-
kraftwerks angesogen worden 
und habe dann zu den erhöh-
ten Meßwerten im Innern ge-
führt. Fachleuten ist klar, daß 
diese Behauptung ein dreistes 
Lügenmärchen ist (5), aber 
niemand aus dem genannten 
Komplott hat dieses richtigge-
stellt.

Die Wiederaufarbei-
tungsanlage Sellafield
International ist das Thema 
Leukämie bei Atomanlagen 
seit der Entdeckung des Leu-
kämieclusters bei der engli-
schen Wiederaufarbeitungs-
anlage Sellafield 1984 ein 
Dauerbrenner und es wurde 
seitdem in der Fachwelt heftig 
diskutiert. Auch da ist die Er-
fahrung, daß nicht die Verur-
sacher gejagt werden, sondern 
diejenigen, die das aufklären 
wollen. Der britische Epide-
miologe Martin Gardner, der 
einen Zusammenhang des 
Leukämieauftretens bei den 
Kindern mit der Strahlenbela-
stung der Väter durch deren 
Tätigkeit in Sellafield belegte, 
starb 1993 an einem Herzin-
farkt. Der französische Uni-
versitätsprofessor Viel, der 
mit seiner Kollegin Pobel in 
einer Fallkontrollstudie nach-
wies, daß die Plutoniumver-
seuchungen der Umgebung 
durch die französische – eben-
falls staatliche – Wiederaufar-
beitungsanlage La Hague zu 
Leukämie bei Kindern geführt 
hatte, wurde wegen Schädi-
gung der Wirtschaftsregion 
angeklagt und mußte monate-
lang befürchten, beruflich und 

finanziell völlig erledigt zu 
werden.

Widerstände gegen die 
Wahrheitsfindung
Das Problem bei Schädigun-
gen solcher Art besteht also 
nicht in der Unmöglichkeit 
der Wahrheitsfindung, son-
dern in den Widerständen, die 
gegen die Wahrheitsfindung 
aufgebaut werden. Außerhalb 
der Front von Betreibern, 
Aufsichtsbehörden und betei-
ligten Ministerien findet sich 
keine offizielle Instanz, die 
die Interessen der Geschädig-
ten durchsetzen will oder 
kann.

Die Betreiberfront kann sich 
immer auf eine überwiegende 
Anzahl von Gutachtern stüt-
zen. Auch die Hoffnung, die 
Wahrheit juristisch einklagen 
zu können, trügt, weil Richter 
nicht den Sachverhalt klären 
wollen oder können, sondern 
sich ebenfalls auf Mehrheits-
meinungen von Gutachtern 
stützen. Die langjährige Erfah-
rung in Deutschland ist, daß 
umwelt- oder industriegeschä-
digte Bürger so gut wie keine 
Chance haben, ihre Ansprüche 
durchsetzen zu können. Wel-
che Rolle Wissenschaftler da-
bei spielen, ist zum Beispiel in 
dem Buch von Erich Schön-
dorf über den Holzschutzmit-
telprozeß sehr anschaulich 
dargestellt worden (6).

Was ist also zu tun? Wie 
konnte es vormals erreicht 
werden, daß gegen den indu-
striellen Machtkomplex und 
die Mainstreamwissenschaft 
eine Mehrheit des Bildungs-
bürgertums von der Notwen-
digkeit des Atomausstiegs 
überzeugt werden konnte?

Uranbergbau in Sachsen 
und Thüringen
Wir müssen als außerparla-
mentarische Opposition die 
alten und neuen Kenntnisse 
wieder verbreiten, klarma-
chen, wie viele Opfer die 
Atomtechnik schon gekostet 
hat. Das fängt an bei den 
Bergarbeitern in den Uranmi-
nen. Wir kennen die Zusam-
menhänge aus dem Betrieb 
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des Werkes Wismut im Erz-
gebirge, wo die Russen nach 
dem 2. Weltkrieg etwa eine 
Million Personen zur Uranför-
derung eingesetzt haben, wo 
sie nicht nur dem Staub und 
der körperlichen Belastung 
des üblichen Bergbaus ausge-
setzt waren, sondern auch der 
radioaktiven Strahlung und 
den Radionukliden, die sie in 
ihren Körper aufnahmen. 
Heute wird das Uran meistens 
in den Ländern der dritten 
Welt oder mit Hilfe von indi-
genen Bewohnern gefördert, 
wir haben das Problem aus 
dem Blickfeld geräumt, aber 
die Menschen sterben weiter.

Folgen von Tschernobyl
Die internationale Atomlobby 
– und dazu gehört die Main-
streamwissenschaft – ist da-
bei, ein gigantisches Lügen-
gebäude aufrechtzuerhalten 
bezüglich der Folgen des 
Tschernobylunfalls, der 1986 
geschah und zur Kontaminie-
rung ganzer Völkerschaften 
führte. Die Internationale 
Atomenergiebehörde IAEA, 
eine Organisation der UNO, 
hat 1990 ein Internationales 
Tschernobyl-Projekt betrie-
ben, unter Mitarbeit der EU-
Kommission und der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO). 
500 Wissenschaftler aus der 
vormaligen Sowjetunion und 
200 ausgewählte aus 25 west-
lichen Staaten sollten die ge-
sundheitlichen Folgen und die 
Wirksamkeit der Schutzmaß-
nahmen untersuchen. 1991 
wurden die Ergebnisse auf ei-
nem Kongreß in Wien vorge-
legt, in der die IAEA zu dem 
Schluß kam, daß in der Be-
völkerung keine Gesundheits-
störungen beobachtbar wären, 
die auf Strahlung zurückge-
hen.
Damals war bereits bekannt, 
daß der Schilddrüsenkrebs bei 
Kindern in Weißrußland, dem 
am meisten betroffenen Land, 
um das 30-fache gestiegen 
war. Die WHO entwickelte 
aus den Daten 1998 eine Pro-
gnose, aus der sich ableiten 
läßt, daß sich allein in den 
stark kontaminierten Gebieten 
Weißrußlands etwa 100.000 

Fälle von Schilddrüsenkrebs 
ergeben werden. Es wird aber 
allgemein so getan, als han-
dele es sich dabei um eine 
harmlose Erkrankung, die gut 
behandelbar ist. Einige Wis-
senschaftler – darunter der 
ehemalige Vorsitzende der 
deutschen Strahlenschutzkom-
mission Streffer – versteigen 
sich zu der Behauptung, es 
müsse sich um eine besondere 
Empfindlichkeit der weißrus-
sischen Bevölkerung handeln, 
eine „genetische Disposition“ 
– soll heißen, bei uns wäre das 
bei einem Reaktorunfall nicht 
zu erwarten.
Bereits 1991 kam es auf der 
Konferenz in Wien zu Prote-
sten einheimischer – weißrus-
sischer und ukrainischer –
Wissenschaftler, die über ganz 
andere Erkenntnisse berichte-
ten, über Anstiege von Krebs-
erkrankungen, Immunschwä-
che bei Kindern, Schädigun-
gen bei Neugeborenen in 
Form von Fehlbildungen. In-
zwischen liegen zahlreiche 
amtliche Veröffentlichungen 
und wissenschaftliche Publi-
kationen über erhöhte Krebs-
raten vor – Leukämie, Brust-
krebs, Krebserkrankungen des 
Magen/Darm-Trakts usw. –
sowie über Schädigungen des 
Immunsystems und der Ner-
ven, ferner über genetische 
Erkrankungen bei den Kin-
dern der Bestrahlten. Selbst in 
weit entfernten Gegenden, in 
Westeuropa, wurden Krebser-
krankungen und Schäden bei 
Neugeborenen beobachtet. Ich 
selbst habe kürzlich an die 30 
Befunde über Fruchtschäden 
aus der wissenschaftlichen 
Literatur zusammengestellt 
(7).
Dazu gehören die Untersu-
chungen der deutschen For-
scher Körblein vom Umwelt-
institut München sowie 
Scherb und Mitarbeiter aus 
Neuherberg, die zunächst in 
Bayern, dem höchst belasteten 
Gebiet in Deutschland, aber 
auch in einer ganzen Reihe 
anderer europäischer Länder 
erhöhte Raten von Totgebur-
ten, Säuglingssterblichkeit 
und Fehlbildungen bei Neu-

geborenen festgestellt haben 
(8-10).

Wie kommt es, daß die WHO 
das alles ignoriert? Sie haben 
vor kurzem in der Mainpost 
oder im Schweinfurter Tag-
blatt lesen können, daß der 
Tschernobylunfall nach dem 
jetzigen Erkenntnisstand nur 
etwa 50 Tote in der Bevölke-
rung gekostet haben soll. Das 
liegt genau auf der ge-
wünschten Linie. Andere Er-
gebnisse werden schlicht ab-
gestritten. Bei den Befunden 
in weit entfernten Regionen 
heißt es, die Dosis sei viel zu 
klein gewesen, deshalb seien 
Effekte ausgeschlossen. Ande-
re Untersuchungen werden 
methodisch angezweifelt. Die 
angeblich methodisch frag-
würdigen Befunde werden 
dann als nicht vorhanden ein-
gestuft, zum Beispiel wenn 
kein eindeutiger Zusammen-
hang bei der Höhe der Effekte 
mit der angeblich genau be-
kannten Dosis existiert.

Knebelvereinbarung der 
IAEA mit der WHO über 
Informationen

Die WHO wird sicherlich von 
den meisten Bürgern für eine
unabhängige Institution 
gehalten, die nur der allge-
meinen Gesundheitspflege 
verpflichtet ist. Sie hat aber 
den fortgesetzt unrichtigen 
Behauptungen der UNO-Or-
ganisationen IAEA und 
UNSCEAR nicht widerspro-
chen. Die Hintergründe kön-
nen wir einem Artikel von 
Lengfelder (11) entnehmen. 
Zwischen IAEA und WHO 
besteht ein Vertrag über die 
Art des gegenseitigen Um-
gangs [Res. WHA 12/40 vom 
28.05.1959]. Darin haben sie 
unter anderem vereinbart:

Art. I.1: „... sie werden in en-
ger Zusammenarbeit mitein-
ander handeln und werden 
sich regelmäßig in Angele-
genheiten des gemeinsamen 
Interesses konsultieren.”

Art. I.2: „... wird es von der 
WHO anerkannt, daß die 
IAEA vor allem die Aufgabe 
hat, Forschung, Entwicklung 

und praktische Anwendung 
der Atomenergie für friedliche 
Zwecke weltweit zu ermutigen, 
zu fördern und zu koordinie-
ren.“

Art. III.1: „Die IAEA und die 
WHO erkennen an, daß es
notwendig sein kann, gewisse 
Einschränkungen zur Wah-
rung vertraulicher Informa-
tionen, die sie erhielten, an-
zuwenden.“

Dadurch kann die IAEA ver-
langen und darauf vertrauen, 
daß Forschungsergebnisse 
zum Beispiel zu den tatsächli-
chen Gesundheitsfolgen der 
Reaktorkatastrophe in Tscher-
nobyl, die für die Interessen 
und Ziele der IAEA nachteilig 
sind, den Status der Vertrau-
lichkeit erhalten und deshalb 
von der WHO, trotz detail-
lierter Kenntnis, der Öffent-
lichkeit nicht zugänglich ge-
macht werden dürfen.

Fragwürdige Dosis-
angaben zu Tschernobyl-
folgen

Woher können wir ganz sicher 
sein, daß die Interpretation der 
WHO falsch ist? Das können 
wir an den Dosisangaben se-
hen. Diese stammen aus Be-
rechnungen von Physikern 
anhand von Modellannahmen, 
die zu klitzekleinen Werten 
geführt haben. In Westeuropa 
soll die mittlere Dosis der Be-
völkerung unter 1 mSv gele-
gen haben, das ist so viel wie 
eine Röntgenaufnahme. Selbst 
in den höher kontaminierten 
Gegenden von Weißrußland 
und der Ukraine soll sie – au-
ßer für die Schilddrüse – nur 
einige mSv betragen.

Es gibt jedoch etliche Unter-
suchungen mit Hilfe der 
„biologischen“ Dosimetrie in 
allen diesen Gegenden. Dabei 
werden Chromosomenschäden 
im Blut der Bestrahlten beob-
achtet und man hat ein sehr si-
cheres Maß für eine Strahlen-
belastung. Die Methode ist 
sehr empfindlich, jedoch ist 
ausgeschlossen, daß man bei 
den errechneten Dosen signi-
fikante Erhöhungen feststellen 
könnte. Aus den Chromoso-
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menstörungen, die kurz nach 
Tschernobyl sogar in Bayern, 
Österreich und Norwegen er-
höht waren, kann man schlie-
ßen, daß die physikalisch be-
stimmten Dosen um 1 bis 2 
Größenordnungen – also den 
Faktor 10 bis 100 – zu klein 
sind.

Schlußfolgerungen

Wir müssen uns klarmachen, 
daß diese ganzen Lobbyorga-
nisationen auch von unserem 
Ausstiegsstaat mitfinanziert 
werden. Ihre Strahlenschutz-
vorstellungen wurden auch bei 
uns in die Strahlenschutzver-
ordnung übernommen, und 
das wird sich demnächst be-
stimmt nicht ändern.

Eine neue Aufklärungskam-
pagne durch die Antiatombe-

wegung in Sachen Strahlenri-
siko in Folge von Umweltra-
dioaktivität ist dringend erfor-
derlich!
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Es ist bekannt, daß sowohl in 
der Bundeswehr als auch in 
der Nationalen Volksarmee 
(NVA) der DDR Radar- und 
Richtfunkanlagen betrieben 
wurden, in denen als uner-
wünschter Nebeneffekt eine 
sogenannte Röntgenstör-
strahlung anfiel. Die Armee-
führungen Ost wie West 
wußten sehr früh von der be-
stehenden Gefahr, haben aber 
die Soldaten nicht entspre-
chend belehrt und weder für 
Schutzmaßnahmen noch für 
eine spezielle ärztliche Be-
treuung gesorgt (Strahlentelex 
hatte mehrfach berichtet). Um 
die Dimension der Problema-
tik anzudeuten, sei an dieser 
Stelle nur aus einem (russi-
schen) Fachbuch zitiert, daß 
eine häufig verwendete Röhre 
(GMI 90) eine Dosisleistung 
von 10 bis 100 Millisievert 
(mSv) pro Stunde und mehr 
(!) verursachte. In der Radar-
anlage P15 liefen zwei dieser 
Röhren. Zum Vergleich: heute 

ist der Grenzwert für beruflich 
Strahlenexponierte auf 20 
mSv pro Jahr festgesetzt. In-
zwischen klagen viele Solda-
ten, die an diesen Anlagen 
eingesetzt wurden, über Er-
krankungen verschiedenster 
Art. Sie bemühen sich darum, 
daß diese Erkrankungen als 
Wehrdienstbeschädigung an-
erkannt werden und versuchen 
durchzusetzen, daß das im Be-
reich des Sozialrechts oder 
auch zivilrechtlich finanzielle 
Auswirkungen hat.
Der frühere Bundesverteidi-
gungsminister Scharping ver-
sprach großzügige Regelun-
gen, die aber ausblieben. Ei-
nen gewissen Fortschritt 
brachte der Bericht der Radar-
kommission, die von Vertei-
digungsminister Struck um 
eine Einschätzung des Sach-
verhalts gebeten wurde. Lei-
der halten sich die Behörden, 
die die Anträge der erkrankten 
Soldaten bearbeiten, nicht an 
die Empfehlungen dieser 

Kommission, obwohl der 
Verteidigungsminister zuge-
sagt hatte, die Empfehlungen 
1:1 umzusetzen. Es scheint 
eine Art Fortsetzung des kal-
ten Krieges, daß zwar für 
Bundeswehrsoldaten einige 
Anerkennungen und Entschä-
digungen erfolgt sind, die An-
gehörigen der NVA bis auf 
wenige Ausnahmen aber leer 
ausgehen. Diese Ungleichbe-
handlung wird besonders 
deutlich in den Fällen, in de-
nen es um Hodenkrebs geht. 
Hodenkrebs steht an erster 
Stelle in der Reihe der nach 
ihrer Häufigkeit geordneten zu 
beklagenden Erkrankungen.
Hodenkrebs von Bundeswehr-
soldaten wurde in vielen Fäl-
len als strahleninduziert aner-
kannt. Anträge von NVA-Sol-
daten mit der gleichen Er-
krankung wurden mit der Be-
gründung abgelehnt, Hoden-
krebs sei nicht strahlenindu-
zierbar. Vor diesem Hinter-
grund ist bemerkenswert, daß 
die Bundesgesundheitsmini-
sterin Ulla Schmidt den ärztli-
chen Direktor der II. Klinik 
für Innere Medizin am Uni-
versitätsklinikum Jena, Pro-
fessor Dr. med. Klaus Höff-
ken, um eine Stellungnahme 
zu der Frage gebeten hat, ob 
die Entstehung von Haut- und 
Hodentumoren auf die Rönt-

genstörstrahlung von Radar-
geräten zurückgehen könnte. 
Das Gutachten wurde schon 
am 19. März 2004 vorgelegt, 
aber weder publiziert noch 
von den zuständigen Behör-
den inhaltlich berücksichtigt. 
Da das Gesundheitsministeri-
um der vollständigen Wieder-
gabe des Gutachtens noch 
nicht zugestimmt hat, referie-
ren wir die wesentlichen Aus-
sagen:
1. Expositionen an Radar-
geräten
„Bei Arbeiten an Radargerä-
ten ist die Exposition gegen-
über zweierlei Strahlenarten 
möglich: Hochfrequenzstrah-
lung und ionisierende „Stör-
strahlung““. Störstrahlung 
entsteht in den Röhren in Ab-
hängigkeit von der Beschleu-
nigungsspannung. Oberhalb 
von 5 Kilovolt (kV) handelt es 
sich um Störstrahlung im 
Sinne der Röntgenverordnung. 
In Radargeräten liegen die 
Spannungen typischerweise 
zwischen 20 und 50 kV, kön-
nen aber auch 270 kV errei-
chen. „Die Reichweite der 
entstehenden Röntgenstör-
strahlung beträgt aber nur ei-
nige Dezimeter bis wenige 
Meter. Schutzmaßnahmen 
sind in erster Linie Abschir-
mungen und Begrenzungen 
der Aufenthaltsdauer“. Die in 

Strahlenfolgen

Hoden- und Hauttumoren
bei Radarsoldaten
Gesundheitsministerin ließ untersuchen, ob Röntgen-
störstrahler in Radaranlagen Haut- und Hodenkrebs 
verursachen können.


